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Beschluss: 
 
 
Der Bau-, Stadtentwicklungs- und Sanierungsausschuss beschließt, 
dem Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen der örtlichen Bauvorschrift des 
Bebauungsplanes Nr.44 „Harzweg 12“ bezüglich der Errichtung von Balkonen sowie von den 
textlichen Festsetzungen bezüglich der Gebäudehöhe zuzustimmen. 
 
 
 

 Beschlussvorlage  

Vorlage Nr.: BV-BauQ/017/20 

öffentlich 

Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr.44 "Harzweg 
12" 

Erstellungsdatum: 06.10.2020   

  

Beratungsfolge: 

Datum der Sitzung Gremium 

 

12.11.2020 Bau-, Stadtentwicklungs- und Sanierungsausschuss der Welterbestadt Quedlinburg
 Entscheidung 

 



 

 

Sachverhalt: 
 
Am 28.08.2020 stellte die Brauns Quartier GmbH einen Bauantrag für die Errichtung des 
Gebäudes 7 (s. Anlagen 1 und 2) im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.44 „Harzweg 
12“ sowie Anträge auf Befreiungen von den Festsetzungen  
 

1. der örtlichen Bauvorschrift  bezüglich der Errichtung von Balkonen sowie  
2. von den textlichen Festsetzungen bezüglich der Gebäudehöhe. 

 
Unter Punkt 1.5 der örtlichen Bauvorschrift für Neubauten ist festgelegt, dass Balkone als 
selbsttragende Konstruktion auszuführen und vor die Außenwand zu stellen sind. 
Der Antragsteller wendet ein, dass diese Vorschrift bei denkmalgeschützten Bestandsgebäuden 
sinnvoll ist, nicht jedoch bei Neubauten, bei denen die Balkone als Stahlbetonfertigteile mit 
umlaufenden Stabgeländern ausgeführt werden können. 
 
Unter Punkt 2 der textlichen Festsetzungen – Maß der baulichen Nutzung – wird die maximale 
Gebäudehöhe auf 12 m festgesetzt, um die denkmalgeschützten Bestandsgebäude nicht zu 
überragen und eine homogene Höhenstruktur zu schaffen. 
Da zur Unterbringung nötiger Installationen ein höherer Fußbodenaufbau benötigt wird, werden 
pro Geschoss ca. 4 cm Höhe mehr benötigt, sodass sich insgesamt eine Überschreitung der 
maximalen Gebäudehöhe von 15 cm ergibt. Aufgrund des Abstands zu den 12 m hohen 
Bestandsgebäuden ohne direktem Sichtbezug ist diese geringfügige Überschreitung tolerabel. 
 
Da die Abweichungen technisch begründet sind und die Bestimmungen des § 31 (2) BauGB 
eingehalten werden (Grundzüge der Planung werden nicht berührt, Durchführung der 
Bestimmungen würde zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen), kann den 
Befreiungen zugestimmt werden. 

 

 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
 

Ja  XNein 
 

 
Veranschlagung im laufenden Haushaltsjahr 
 

 Ja   Nein 

 
Pflichtaufgaben  X 
 

freiwillige Aufgaben 

 Ergebnisplan 
 
BUst  

 
EUR      

Finanzplan 
 
BUst   
 
EUR          

Gesamtkosten  
der Maßnahmen 
(Anschaffungs-/ 
Herstellungskosten) 
 
EUR        

Jährliche  
Folgekosten/ 
Folgelasten 

 keine 
 
EUR      

Gesamtfinanzierung 
 
Eigenanteil  
 
 
EUR      

Gesamtfinanzierung 
 
Erträge/Einzahlungen 
(Zuschüsse, Beiträge etc.) 
 
EUR          

Verpflichtungs-
ermächtigungen 
 

Ja  Nein 
 
 

 
Jahr  
EUR 
 
Jahr 
EUR 
 
Jahr 
EUR 
 

Folgejahre  
Jahr 
EUR 
 
Jahr 
EUR 
 
Jahr  
EUR 

 
 



 

 

Anlagen: 
 
Anlage 1: Standort Gebäude 7 I 
Anlage 2: Standort Gebäude 7 II 
 
 
 


